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Schwarz-Blau hat den Menschen
2018 eine „Jahrhundert-Reform“
bei der Krankenkasse verspro-
chen. Geworden ist es eine
„Reform der gebrochenen Ver-
sprechen“. Den Patienten drohen
jetzt Selbstbehalte, höhere
Beiträge und Leistungskürzun-
gen.
Versprochen hat Sebastian Kurz
gleiche Gesundheitsleistungen
für alle Versicherten. Daraus
wurde nichts. Es gibt noch
immer drei große Versicherten-
gruppen mit großen Unterschie-
den bei Leistungen, bei Selbstbe-
halten und Zuschüssen.
Österreich ist weit entfernt von
einer gleichen Gesundheitsver-
sorgung für alle.
Versprochen hat Kurz eine neue
schlanke Struktur in der Sozial-
versicherung. Daraus wurde
nichts. Man verlagerte die
Macht- und Mehrheitsverhältnis-
se innerhalb der Versicherung
der Arbeitnehmer hin zu den
Unternehmervertretern. Und zu
den unterschiedlichen Kassen

gibt es jetzt noch eine zusätzli-
che Verwaltungsebene. Es gibt
etliche Leitungsposten für
politische Funktionäre und viele
Millionen wurden für Werbung,
PR und neue Logos ausgegeben.
Versprochen hat Kurz eine
Milliarde mehr für die Patienten.
Daraus wurde
nichts. Jetzt
steht die
gerade einmal
50 Tage alte
Gesundheits-
kasse mit
Schulden von
1,7 Milliarden
Euro bis 2024
da und muss
ein Sparpaket schnüren. Dieses
Milliardenloch, das sich da
auftut, ist auch keine Spekulati-
on oder Schwarzmalerei vonsei-
ten der Opposition oder Medien.
Die Finanzvorschau basiert auf
Erlässen des Gesundheitsminis-
teriums, nach denen die Geba-
rung jährlich erstellt wird.
Und es droht, wovor die SPÖ

immer gewarnt hat, dass die von
Kurz versprochene Patientenmil-
liarde jetzt von den Patienten
selbst bezahlt werden muss,
entweder in Form höherer
Beiträge, gekürzter Leistungen
oder Selbstbehalten. Zu Selbstbe-
halten steht im schwarz-grünen

Regierungs-
programm
nur, dass ein
Ausbau von
Selbstbehalten
bei Arztbesu-
chen ausge-
schlossen
wird. Nicht
ausgeschlos-
sen werden

Selbstbehalte in anderen Berei-
chen, etwa bei Heilbehelfen,
Krankentransporten oder höhe-
ren Rezeptgebühren sowie einer
Ambulanzgebühr. Zudem ist der
Dachverband gesetzlich ver-
pflichtet, jährlich zu evaluieren,
ob aufgrund der „wirtschaftli-
chen Verhältnisse“ Selbstbehalte
eingeführt oder ausgebaut

werden müssen. Das heißt, es
gibt eine gesetzliche Grundlage,
die Selbstbehalte in Aussicht
stellt, und ein Regierungspro-
gramm, das sie nicht ausschließt.
Damit ist die Wahrscheinlichkeit
von Selbstbehalten sehr hoch,
denn irgendwoher muss das
Geld ja kommen. Selbstbehalte
treffen uns alle. Besonders
bitter ist das für chronisch
kranke Menschen. Ein Beispiel:
Es gibt in Österreich rund
600.000 Diabetespatienten, die
regelmäßig ihren Blutzucker mit
Blutzuckerstreifen messen
müssen. Diese Streifen gelten
als Heilbehelf und werden
bezahlt. Ein Selbstbehalt dafür
wäre eine lebenslange zusätzli-
che finanzielle Belastung.
Die SPÖ wird daher in der
nächsten Nationalratssitzung
Anträge stellen: Einen , der die
Einführung von Selbstbehalten
verhindern kann, und einen
Antrag auf Leistungsharmoni-
sierung. Jetzt ist das Parlament
am Zug.

ÖGK-Milliardendefizit nicht auf Patienten abwälzen
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Österreich ist weit
entfernt von einer

gleichen Gesundheits-
versorgung für alle.

Sehr wenig beachtet werden die
Zusammenhänge zwischen der
Qualität der Pflichtschulbildung
und der Frage des Fachkräfte-
nachwuchses. Eine aktuelle Un-
tersuchung der WKO/Wien brach-
te zutage, dass in Wien laut Aus-
kunft der lehrlingssuchenden Be-
triebe 66 Prozent der Bewerber
abgewiesen werden müssen, weil
sie das Lesen, Schreiben und
Rechnen nicht am nötigen Niveau
beherrschen. Diese Defizite be-
treffen zu einem erheblichen Pro-
zentsatz auch autochthone Öster-
reicher.

Sowohl das AMS und die Bil-
dungswissenschaften als auch die
Betriebe halten fest, dass jene, die
in den neun Pflichtschuljahren
bei der Aneignung des Lesens,
Schreibens und Rechnens versagt
haben, meist auch nicht gelernt
haben, zu „arbeiten“, also durch-
aus durch Anstrengung konse-
quent ein Ziel zu verfolgen und
dieses auch zu erreichen – Stich-
wort „positive Arbeitshaltung“.
Zudem schließt sich in der Puber-
tät das „Lernfenster“ für die An-
eignung der genannten Grund-
kompetenzen. Das heißt, dass de-

ren spätere Aneignung ein Vielfa-
ches an Aufwand und Anstren-
gung bedeutet, die nur eine Min-
derheit der Betroffenen aufzubrin-
gen bereit ist.

Aus diesen Gründen ist die
„Bildungspflicht bis 18“ mit Skep-
sis zu betrachten. Sie sollte nur so
lange praktiziert werden, bis Ös-
terreichs Bildungssystem es wie-
der schafft, allen zumindest
durchschnittlich Begabten das Le-
sen, Schreiben und Rechnen auf
alltags- und berufstauglichem Ni-
veau beizubringen. Geldmangel
ist nicht der Grund für die derzei-
tige Misere, denn Österreich wen-
det innerhalb der EU pro Schüler-
kopf (nach Luxemburg) den
höchsten Betrag auf!

Hauptgründe für Versagen
Drei Hauptgründe für dieses Teil-
versagen der Schule lassen sich
identifizieren. Die Lehrpersonen
werden im Lehramtsstudium
nicht ausreichend mit Blick auf
die tatsächlichen Erfordernisse
im Unterricht von heute vorberei-
tet – steigende Unterschiedlich-
keit, Disziplinaspekte, starke Aus-
weitung der Aufgaben der Schule.
Ein archaischer, aus den 1780er
Jahren (!) stammender Schulver-
waltungs- und Gestaltungsfödera-
lismus – im internationalen Ver-

gleich ist er strukturell und kos-
tenmäßig (!) für ein Land mit 66
Millionen Einwohnern dimensio-
niert – verhindert, dass die inves-
tierten Finanzmittel tatsächlich in
den Klassen ankommen und dass

die individuellen Stärken der
Lehrpersonen ihre volle Wirkung
zum Nutzen der Schüler entfalten.
Und nicht zuletzt schenken zu
viele Erziehungsberechtigte den
seit Jahrzehnten wiederholten Be-

teuerungen von großen Teilen der
Politik Glauben, dass sich die El-
tern nicht um den Schulerfolg ih-
rer Kinder kümmern müssten, da
„dies alles der Staat macht“.

Unterstützung der Eltern
Untersuchungen aus Deutschland
zeigen, dass auch in den immer
wieder als Allheilmittel angeprie-
senen Ganztagsschulen nur jene
Schüler keine schulische Heimar-
beit praktizieren, die nur das ab-
solute Leistungsminimum anstre-
ben. Wer überdurchschnittliche
schulische Leistungen erbringen
will, braucht so gut wie immer
auch die Unterstützung der Eltern
– in welcher Weise auch immer.

Dass aber die Wegstrecke, die
Schüler heute zu Fuß zurückle-
gen, in eineinhalb Jahrzehnten
mit teils dramatischen Folgen für
die Gesundheit um bis zu 90 Pro-
zent geschrumpft ist, kann man
mitnichten der Schule oder der
Politik anlasten – hier sind so gut
wie ausschließlich die Erzie-
hungsberechtigten in der Pflicht!

Das Nachdenken und das bil-
dungs- und wirtschaftspolitische
Handeln in Hinblick auf den Fach-
kräftemangel – immerhin geht es
bei dieser Frage um die wirt-
schaftliche und gesamtgesell-
schaftliche Prosperität Öster-

reichs – muss daher ganz gezielt
allerspätestens im Volksschulalter
ansetzen. Die Wirtschaft „erdet“
das Thema Bildung insofern auf
eine sehr positive und werthaltige
Weise, da sie völlig zu Recht Bil-
dung im Kontext mit Erwerbsar-
beit sieht. Diese wird auch in Hin-
kunft die Lebensumstände von
Millionen bestimmen. In diesem
Sinne muss möglichst ab sofort
die Bildungspolitik die Wirtschaft
und die Wirtschaftspolitik die Bil-
dung mitdenken – und dies ohne
Vorbehalte, Reviergeplänkel und
interministerielle „Zuständig-
keits-Egoismen“. ■

Der Fachkräftemangel ist ein Schulthema
Zum Gastkommentar von August Wöginger vom 18. Februar 2020 in der „Wiener Zeitung“, Seite 13.
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Die zunehmende
Komplexität von

Problemlagen verlangt
mit Macht nach dem

gemeinsamen Denken
und Handeln bislang

streng getrennter
ministerieller Ressorts

– Bildung &
Wirtschaft, aber auch
Föderalismus, Arbeit,

Soziales, Sport!
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